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Geſetz-Sammlung 
für die 


Staaten. 


Inhalt: Staatsvertrag zwiſchen Preußen, Sachſen, Sachſen-Altenburg und Reuß jüngerer Linie wegen 
Herſtellung einer Eiſenbahnverbindung von Gera über Söllmnitz, Kayna und Spora nach Meuſelwitz 
und Wuitz-Mumsdorf mit einer Abzweigung von Söllmnitz zur Reußengrube, S. 7. — Ver: 
fügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Theil des 
Bezirkes des Amtsgerichts Oſterode am Harz, S. 12. — Bekanntmachung des Juſtizminiſters, 
betreffend die Bezirke, für die während des Kalenderjahrs 1900 die Anlegung des Grundbuchs 
erfolgt ijt, S. 13. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die 
Regierungs-Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 20. 


(Nr. 10251.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen, Sachſen, Sachſen-Altenburg und Reuß jüngerer 
Linie wegen Herſtellung einer Eiſenbahnverbindung von Gera über Söllmnitz, 
Kayna und Spora nach Meuſelwitz und Wuitz-⸗Mumsdorf mit einer Nb- 
zweigung von Söllmnitz zur Reußengrube. Vom 19. September 1900. 


Seine Majeftät der König von Preußen, Seine Majeftät der König von Sachſen, 
Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Altenburg und Seine Durchlaucht der 
Erbprinz Reuß jüngerer Linie im Namen Seiner Durchlaucht des regierenden 
Fürſten haben zum Zwecke einer Vereinbarung über die Herſtellung einer Eifen- 
bahnverbindung von Gera über Söllmnitz, Kayna und Spora nach Meuſelwitz 
und Wuitz⸗Mumsdorf mit einer Abzweigung von Söllmnitz zur Reußengrube 
zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Regierungsrath Pannenberg, 
Seine Majeſtät der König von Sachſen: 
Allerhöchſtihren Ober-Finanzrath Elterich, 
Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Altenburg: 
Höchſtihren Geheimen Staatsrath von Borries, 
Seine Durchlaucht der Erbprinz Reuß jüngerer Linie im Namen 
Seiner Durchlaucht des regierenden Fürſten: 
Höchſtihren Staatsminiſter Engelhardt, 
von denen unter Vorbehalt der Ratifikation der nachſtehende Vertrag verabredet 
und abgeſchloſſen worden iſt. 
Geſetz-Samml. 1901. (Nr. 1025110253.) 3 


Ausgegeben zu Berlin den 30. Januar 1901. 
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Artikel 1. 

Die Königlich Preußiſche, die Königlich Sächſiſche, die Herzoglich Sachſen⸗ 
Altenburgiſche und die Fürſtlich Reuß-Plauiſche Regierung jüngerer Linie werden 
eine Eiſenbahn von Gera über Söllmnitz, Kayma und Spora nach Meuſelwitz 
und Wuitz⸗Mumsdorf mit einer Abzweigung von Söllmnitz zur Reußengrube 
zulaſſen und fördern. Insbeſondere werden die Herzoglich Sachſen-Altenburgiſche 
Regierung und die Fürſtlich Reuß⸗Plauiſche Regierung jüngerer Linie unter den 
üblichen Bedingungen die Konzeſſion zum Baue und Betrieb einer Bahn von 
Gera über Söllmnitz und Kayna nach Spora und Wuitz-Mumsdorf mit einer 
Abzweigung von Söllmnitz zur Reußengrube innerhalb Ihrer Staatsgebiete an 
die unter der Firma „Gera-Meuſelwitz-Wuitzer Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft“ ge- 

bildete Geſellſchaft, welche ihren Sitz in Berlin oder an einem anderen im 
Königlich Preußiſchen Staatsgebiete gelegenen Orte zu nehmen hat, ertheilen, 
ſobald dieſer für die in Preußen gelegene Strecke die Konzeſſion ſeitens der 
Königlich Preußiſchen Regierung ertheilt iſt. 


Urkikel 2. 

Die Bahn ſoll von Gera über Söllmnitz und Kayna nach Spora und 
Wuitz⸗Mumsdorf ſowie von Söllmnitz zur Reußengrube eine Spurweite von 
Im erhalten, bei der Station Gera durch Vermittelung der Gerger Straßen⸗ 
bahn an die Preußiſche und Sächſiſche Staatsbahn und bei den Stationen 
Wuitz⸗Mumsdorf und Spora (vergl. Artikel 15) an die Sächſiſche Staatsbahn 
herangeführt werden. 7 

Der Unternehmer foll verpflichtet fein, jederzeit auf Verlangen der Königlich 
Preußiſchen Staatsregierung eine Abzweigung von der neuen Bahn an die 
Preußiſche Staatsbahn und zwar bei der Ortſchaft Tinz oder an einem anderen, 
von Ihr für geeignet erachteten Punkte unmittelbar heranzuführen. Eine ſolche 
Abzweigung unterliegt ohne Weiteres den Beſtimmungen des gegenwärtigen 
Staatsvertrags. 

Für den Bau und Betrieb dieſer Bahn ſind die Bahnordnung für die 
Nebeneiſenbahnen Deutſchlands vom 5. Juli 1892 (Reichs-Geſetzbl. S. 764), 
vom 24. März 1897 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 166) und vom 23. Mai 1898 Geichs⸗ 
Geſetzbl. S. 355) ſowie die dazu ergangenen oder noch ergehenden, ergänzenden 
und abändernden Beſtimmungen ($. 55 der Bahnordnung) maßgebend. 


Artikel 3. 

Die Vollendung und Inbetriebnahme der Bahn (Artikel 2) muß längſtens 
binnen einem und einem halben Jahre von dem Tage an gerechnet, an welchem 
die Eiſenbahngeſellſchaft in den Beſitz aller nach Artikel 1 zu ertheilenden Kon⸗ 
zeſſionen gelangt ſein wird, bewirkt werden. Sollte ſich die Vollendung des 
Baues über diefe Friſt hinaus durch Verhältniſſe verzögern, für welche die 
Eiſenbahngeſellſchaft nach dem in dieſer Beziehung entſcheidenden Ermeſſen der 
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zuſtändigen Eiſenbahnaufſichtsbehörden ein Verſchulden nicht trifft, fo wird der 

Geſellſchaft durch die bezeichneten Behörden eine entſprechende Friſtverlängerung 

gewährt werden. 
8 Artikel 4. 

Die landespolizeiliche Prüfung und die Feſtſtellung der Bauentwürfe für 
die Bahn bleibt jeder der Hohen Regierungen innerhalb Ihres Staatsgebiets 
vorbehalten. Die Prüfung der anzuwendenden Fahrzeuge ſoll lediglich der 
Königlich Preußiſchen Regierung zuſtehen. 


Artikel 5. 

Zum Zwecke des Erwerbes des zur Anlage der Bahn (Artikel 2) erforder- 
lichen Grund und Bodens wird jede der vertragſchließenden Regierungen für 
Ihr Gebiet der Eiſenbahngeſellſchaft das Enteignungsrecht verleihen, inſoweit ihr 
nicht dasſelbe kraft Landesgeſetzes zuſteht. 


‘ Artikel 6. 

Unbeſchadet des Hoheits- und Aufſichtsrechts der Herzoglich Sachſen— 
Altenburgiſchen und der Fürſtlich Reuß-Plauiſchen Regierung jüngerer Linie 
über die in Ihrem Gebiete gelegene Bahnſtrecke und über den darauf ſtatt⸗ 
findenden Betrieb wird die Ausübung des Oberaufſichtsrechts über die Gefell- 
ſchaft im Allgemeinen der Königlich Preußiſchen Regierung als derjenigen, in 
deren Gebiete die Eiſenbahngeſellſchaft ihren Sitz hat, überlaſſen. Auch ſind die 
erſtgenannten Regierungen damit einverſtanden, daß die Beſtimmung über die 
Dotirung der Reſerve- und des Erneuerungsfonds ſowie die Genehmigung 
und die Feſtſetzung der Fahrpläne und der Tarife auch in Beziehung auf den 
in Ihrem Gebiete gelegenen Theil der Bahn ſeitens der Königlich Preußiſchen 
Regierung erfolgt, jedoch mit der Maßgabe, daß in den Tarifen für die außer⸗ 
preußiſchen Strecken keine höheren Einheitsſätze in Anwendung kommen ſollen, 
als für die Strecke in Preußen, und daß bei der Feſtſetzung dieſer Tarife ſowie 
der Fahrpläne die Wünſche der Herzoglich Sachſen-Altenburgiſchen und der 
Fürſtlich Reuß-Plauiſchen Regierung jüngerer Linie thunlichſte Berückſichti— 
gung finden. 

Artikel 7. f 

Die Eiſenbahngeſellſchaft hat ſich wegen aller Entſchädigungsanſprüche, 
welche aus Anlaß der Bahnanlage oder des Bahnbetriebs entſtehen und gegen 
fie geltend gemacht werden möchten, der Gerichtsbarkeit, und, ſoweit nicht Reihs- 
geſetze Platz greifen, den Geſetzen desjenigen Staates zu unterwerfen, auf deſſen 
Gebiete ſie entſtanden ſind. 

Der Herzoglich Sachſen-Altenburgiſchen und der Fürſtlich Reuß-Plauiſchen 
Regierung jüngerer Linie bleibt vorbehalten, den Verkehr zwiſchen Ihnen und 
der Geſellſchaft ſowie die Handhabung der Ihnen über die innerhalb Ihres 
Gebiets gelegene Strecke zuſtehenden Hoheits- und Aufſichtsrechte beſonderen Bee 

Dre 


hörden oder befonderen Kommiſſaren zu übertragen. Dieſe haben die Beziehungen 
ihrer Regierung zu der Eiſenbahnverwaltung in allen Fällen zu vertreten, welehe 
nicht zum unmittelbaren Einſchreiten der zuſtändigen Polizei- und Gerichts⸗ 
behörden geeignet ſind. 

Artikel 8. 

Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der dazu in jedem Staatsgebiete zu— 
ſtändigen Behörden nach Maßgabe der im Artikel 2 bezeichneten Bahnordnung 
gehandhabt. Die in den drei Staatsgebieten ſtationirten Bahnpolizeibeamten 
find auf Vorſchlag der Bahnverwaltung bei den zuſtändigen Behörden des be— 
treffenden Staates zu verpflichten. 


Artikel 9. 

Bei Anſtellung der ſubalternen und unteren Kategorien des Bahnperſonals 
auf der im Artikel 2 bezeichneten Bahn finden die für Beſetzung der Subaltern⸗ 
und Unterbeamtenſtellen mit Militäranwärtern jeweilig geltenden Grundſätze An— 
wendung. 

Bei Beſetzung dieſer unteren Beamtenſtellen hat die Eiſenbahngeſellſchaft 
bei ſonſt gleicher Befähigung innerhalb des Gebiets eines jeden der vertrag- 
schließenden Staaten auf die Bewerbungen der Angehörigen desſelben beſondere 
Rückſicht zu nehmen. 

Die Angehörigen eines Staates, welche im Gebiet eines anderen Staates 
angeſtellt werden möchten, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverband ihres 
Heimathlandes nicht aus, ſind aber den Geſetzen des Landes, in welchem ſie an⸗ 
geſtellt ſind, unterworfen. 

Artikel 10. 

Der Telegraphen- und Militärverwaltung gegenüber ift die Eiſenbahn— 
geſellſchaft den bereits erlaſſenen oder künftig für die Eiſenbahnen im Deutſchen 
Reiche ergehenden geſetzlichen und reglementariſchen Beſtimmungen unterworfen. 


Artikel 11. 

Gegenüber der Poſtverwaltung iſt die Eiſenbahngeſellſchaft den Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes vom 20. Dezember 1875 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 318) 
und den dazu ergangenen oder künftig ergehenden Vollzugsbeſtimmungen und 
deren Abänderungen mit den Erleichterungen unterworfen, welche nach den vom 
Reichskanzler erlaſſenen Beſtimmungen vom 28. Mai 1879 (Centralbl. für das 
Deutſche Reich S. 380) für Bahnen untergeordneter Bedeutung (Nebeneiſen— 
bahnen) für die Zeit bis zum Ablaufe von acht Jahren von Beginn des auf 
die Betriebseröffnung folgenden Kalenderjahrs gewährt ſind. Sofern innerhalb 
des vorbezeichneten Zeitraums in den Verhältniſſen der Bahn in Folge von Er: 
weiterungen des Unternehmens oder durch den Anſchluß an andere Bahnen oder 
aus anderen Gründen eine Aenderung eintreten ſollte, durch welche nach der 
Entſcheidung der oberſten Reichsaufſichtsbehörde die Bahn die Eigenſchaft als 
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Nebenbahn verliert, tritt das Eiſenbahnpoſtgeſetz mit den dazu gehörigen Boll- 
zugsbeſtimmungen ohne Einſchränkung in Anwendung. 


Artikel 12. 

Für Kriegsbeſchädigungen und Demolirungen der Bahn im Gebiet eines 
der vertragſchließenden Staaten, mögen ſolche vom Feinde ausgehen oder im 
Intereſſe der Landesvertheidigung veranlaßt werden, ſoll die Eiſenbahngeſellſchaft 
oder deren Rechtsnachfolger einen Erſatz weder von dieſen Staaten noch vom 
Reiche beanſpruchen können. 

Artikel 13. 

Jede der Regierungen behält Sich vor, die in Ihr Gebiet fallenden Bahn— 
ſtrecken (vergl. Artikel 2) der Beſteuerung, insbeſondere der Entrichtung einer 
Eiſenbahnabgabe zu unterziehen. Zu dieſem Behufe wird als Anlagekapital oder 
als Reinertrag der aus dem Verhältniſſe der Länge der auf jedes Staatsgebiet 
fallenden Bahnſtrecke zur Länge der ganzen Bahn ſich ergebende Theil des An— 
lagekapitals oder des jährlichen Reinertrags angenommen. Die Steuererhebung 
erfolgt zum erſten Male für das auf die Betriebseröffnung folgende Rechnungsjahr. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird der Herzoglich Sachjen-Alten- 
burgiſchen und der Fürſtlich Reuß-Plauiſchen Regierung jüngerer Linie die 
Berechnung des Reinertrags der Bahn alljährlich mittheilen. 


Artikel 14. 

Einer jeden der vertragſchließenden Regierungen bleibt das Recht vor- 
behalten, die in Ihrem Staatsgebiete belegenen Theile der Bahn nebſt Ab- 
zweigungen nach Maßgabe des Preußiſchen Eiſenbahngeſetzes vom 3. November 
1838 anzukaufen. In ſolchem Falle werden die vertragſchließenden Regierungen 
Sich über die zur Beibehaltung eines ungeſtörten einheitlichen Betriebs auf der 
genannten Bahn erforderlichen Maßregeln verſtändigen. 

Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrag erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 

Artikel 15. 

Die Königlich Sächſiſche Regierung beabſichtigt, zur Ergänzung der nach 
Artikel 2 geplanten Schienenverbindungen, das mit einer Spurweite von 1,435 m 
erbaute Privatgleis von Meuſelwitz nach Spora zu erwerben und gleichzeitig mit 
der Eröffnung des Betriebs auf den im Artikel 2 genannten Bahnſtrecken nach 
Maßgabe der Bahnordnung für die Nebeneiſenbahnen Deutſchlands vom 5. Juli 
1892 (Artikel 2 Abſ. 3) dauernd für den öffentlichen Verkehr als Verbindungs⸗ 
bahn für Sendungen nach und von der Schmalſpurbahn zu betreiben. 

Die Königlich Preußiſche Regierung geſtattet der Königlich Sächſiſchen 
Regierung den Betrieb dieſer Bahnſtrecke innerhalb des Preußiſchen Staatsgebiets. 


Beide Hohen Regierungen kommen dahin überein, daß auf die vorbezeichnete 
Bahnſtrecke, welche von den Vorſchriften der Artikel 2 bis 14 dieſes Staats⸗ 
vertrags nicht berührt wird, lediglich die Beſtimmungen des zwiſchen Preußen, 
Sachſen und Sachſen-Altenburg abgeſchloſſenen Staatsvertrags vom 12. No⸗ 
vember 1895, betreffend die anderweite Regelung der ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe 
der Altenburg⸗Zeitzer Eiſenbahn, ſinngemäße Anwendung finden ſollen. 


Artikel 16. 

Dieſer Vertrag ſoll vierfach ausgefertigt und von den vertragſchließenden 
Regierungen zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. Die Aus⸗ 
wechſelung der Ratifikations⸗Urkunden fol in Berlin erfolgen. 

So geſchehen Berlin, den 19. September 1900. 


(L. S.) Pannenberg. (L. S.) Elterich. 
(L. S.) von Borries. (L. S.) Engelhardt. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 
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(Nr. 10252.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil des Bezirkes des Amtsgerichts Oſterode am Harz. Vom 
16. Januar 1901. 


Ai Grund des F. 35 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Hannover (Geſetz-Samml. 1873 S. 253, 1879 S. 11) und des Artikels 5 der 
Verordnung, betreffend das Grundbuchweſen, vom 13. November 1899 Geſetz— 
Samml. S. 519) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von An⸗ 
ſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch im F. 32 jenes Geſetzes vor- 
geſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 

für den zum Bezirke des Amtsgerichts Oſterode am Harz gehörigen Ge— 

meindebezirk der Stadt Oſterode am Harz 

am 15. Februar 1901 beginnen ſoll. 


Berlin, den 16. Januar 1901. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


(Nr. 10253.) Bekanntmachung des Juſtizminiſters, betreffend die Bezirke, für die während 
des Kalenderjahrs 1900 die Anlegung des Grundbuchs erfolgt iſt. Vom 
26. Januar 1901. ` 


$ 
(Hamis Artikel 36 Abſ. 1 der Verordnung, betreffend das Grundbuchweſen, 
vom 13. November 1899 GGeſetz-Samml. S. 519) wird zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht, daß während des Kalenderjahrs 1900 auf Grund des Artikels 14 der 
Verordnung die Anlegung des Grundbuchs für die aus der Anlage erſichtlichen 
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bekannt gemacht worden iſt. 

Ferner wird in Ergänzung der Bekanntmachung vom 25. Januar 1900 
(Geſetz-Samml. S. 19) zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die im Artikel 4 
der vorbezeichneten Verordnung vorgeſehene Bekanntmachung über die Anlegung 
des Grundbuchs für den zum Amtsgerichtsbezirke Bergen (Oberlandesgerichtsbezirk 
Caſſel, Landgerichtsbezirk Hanau) gehörenden Gemeindebezirk Gronau durch die 
am 13. Dezember 1899 ausgegebene Nummer 50 des Amtsblatts der Regierung 
zu Caſſel erfolgt iſt. 


Berlin, den 26. Januar 1901. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


I 


Anlage. 


I. Oberlandesgerichtsbezirk Kiel: 
Landgerichtsbezirk Altona: 
In den Amtsgerichtsbezirken 
Schwarzenbek 
der Gemeindebezirk Wentorf, 
Amtsblatt der Regierung zu Schleswig Nr. 3, ausgegeben 
am 20. Januar 1900, 
Ratzeburg 
die Gemeindebezirke Einhaus, Göldenitz, Groß-Berkenthin, Kähl— 
ſtorf, Klein-Berkenthin, Klein Zecher, Klempau, Krummeſſe, 
Schmilau, 
die Gutsbezirke Neuvorwerk, Seedorf, 
Nr. 1 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 6. Januar 1900, 
Lauenburg 
die Gemeindebezirke Bartelsdorf, Bröthen, Dalldorf, Fitzen, 
Nr. 4 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 27. Januar 1900, 
Baſedow, Franzhagen, 
Nr. 6 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 10. Februar 1900, 
Büchen, 
Nr. 5 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 3. Februar 1900, 
Buchhorſt, 
Nr. 46 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 10. November 
1900, 
Juliusburg, : 
Nr. 24 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 9. Juni 1900, 
Hamwarde, 
Nr. 50 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 1. Dezember 
1900, 
Worth, 
Nr. 28 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 7. Juli 1900, 
Wiershop, 
Nr. 34 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 18. Auguſt 1900, 
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Kollow, Lanze, Wangelau, 

Nr. 45 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 3. November 

1900, 
Krüzen, Pötrau, 

Nr. 43 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 20. Oktober 1900, 
Krukow, 

er. 24 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 9. Juni 1900, 

und Nr. 43, ausgegeben am 20. Oktober 1900, 
Schnakenbek, 

Nr. 35 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 25. Auguſt 1900, 
Schulendorf, Wigeese, 

Nr. 40 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 29. September 


1900, 
Lütau, 

Nr. 53 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 22. Dezember 

1900, 


die Gutsbezirke Dalldorf, 
Nr. 35 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 25. Auguſt 1900, 
Hamwarde, 
Nr. 52 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 15. Dezember 
1900. 


II. Oberlandesgerichtsbezirk Celle: 
Landgerichtsbezirk Göttingen: 
In den Amtsgerichtsbezirken 
Gieboldehauſen 
der Gemeindebezirk Bilshauſen, 
Amtsblatt der Regierung zu Hildesheim Nr. 28, ausgegeben 
am 13. Juli 1900, 
Göttingen 
der Gemeindebezirk Landolfshauſen, 
Nr. 19 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 11. Mai 1900. 


III. Oberlandesgerichtsbezirk Caſſel: 
A. Landgerichtsbezirk Caſſel: 
In dem Amtsgerichtsbezirke Caſſel 
der Gemeindebezirk Rothenditmold, 
Amtsblatt der Regierung zu Caſſel Nr. 4, ausgegeben am 
24. Januar 1900. 
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B. Landgerichtsbezirk Marburg: 


In den Amtsgerichtsbezirken 


Battenberg ! 
die Gemeindebezirke Hatzfeld, 
Amtsblatt der Regierung zu Wiesbaden Nr. 16, ausgegeben 
am 19. April 1900, 
Reddighauſen, 
Nr. 27 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 5. Juli 1900; 


Biedenkopf 
die Gemeindebezirke Breidenſtein mit Hof Roßbach, Friedensdorf, 
Nr. 7 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 15. Februar 1900, 
Simmersbach, Mornshauſen, 
Nr. 44 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 1. November 
1900; 
Gladenbach 
die Gemeindebezirke Hermannſtein, 
Nr. 20 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 17. Mai 1900, 


Sinkershauſen, ; 
Nr. 23 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 7. Juni 1900, 
Runzhauſen, 7 
Nr. 44 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 1. November 
1900; 
Treyſa 


der Gemeindebezirk Gilſerberg, 
Amtsblatt der Regierung zu Caſſel Nr. 51, ausgegeben am 
12. Dezember 1900; 
Vöhl 
die Gemeindebezirke Altenlotheim, 
Nr. 14 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 4. April 1900, 
Niederorke, 
Nr. 20 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 16. Mai 1900, 
Harbshauſen, 
Nr. 29 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 18. Juli 1900; 
Ziegenhain 
der Gemeindebezirk Ropperhauſen, 
Nr. 51 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 12. Dezember 
1900. 
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IV. Oberlandesgerichtsbezirk Fraukfurt: 
Landgerichtsbezirk Frankfurt a. M. 
In dem Amtsgerichtsbezirke Frankfurt a. M. folgende Anlegungsbezirke 
der Stadt Frankfurt a. M.: . 
die Anlegungsbezirke 9 und 13, 
Amtsblatt für den Stadtkreis und für den Landkreis Frankfurt a. M. 
Nr. 12, ausgegeben am 17. März 1900, 
die Anlegungsbezirke 10 und 15, 
Nr. 23 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 2. Juni 1900, 
der Anlegungsbezirk 12, 
Nr. 17 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 21. April 1900, 
der Anlegungsbezirk 14, 
Nr. 39 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 15. September 1900, 
der Anlegungsbezirk 16, . 
Nr. 28 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 7. Juli 1900, 
der Anlegungsbezirk 17, 
Nr. 31 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 28. Juli 1900, 
der Anlegungsbezirk 18, ; 
Nr. 34 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 18. Auguſt 1900, 
der Anlegungsbezirk 19, 
Nr. 46 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 3. November 1900. 


V. Oberlandesgerichtsbezirk Cöln: 
A. Landgerichtsbezirk Aachen. 
In den Amtsgerichtsbezirken 
Geilenkirchen 
der Bezirk Uebach, 
Amtsblatt der Regierung zu Aachen Nr. 18, ausgegeben 
am 19. April 1900, 
Gemünd 
die Bezirke Dreiborn, Weyer, 
Nr. 50 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 15. November 
1900. 


B. Landgerichtsbezirk Bonn. 
In dem Amtsgerichtsbezirke Bonn 
der Bezirk Piſſenheim, 
Amtsblatt der Regierung zu Cöln Nr. 31, ausgegeben am 
1. Auguſt 1900. 
4* 


C. Landgerichtsbezirk Coblenz. 
In dem Amtsgerichtsbezirk Adenau 
der Bezirk Bongard, 
Amtsblatt der Regierung zu Coblenz Nr. 10, ausgegeben am 
1. März 1900. 


D. Landgerichtsbezirk Saarbrücken. 
In dem Amtsgerichtsbezirke Saarlouis 
die Bezirke 
Berus, 
Amtsblatt der Regierung zu Trier Nr. 42, ausgegeben am 
19. Oktober 1900, 
Schaffhauſen 
2 tv. 7 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 16. Februar 1900. 


E. Landgerichtsbezirk Trier. 
In den Amtsgerichtsbezirken 
Bitburg 
die Bezirke Bitburg, 
Amtsblatt der Regierung zu Trier Nr. 12, ausgegeben 
am 23. März 1900; 
Bollendorf, 
Nr. 10 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 9. März 1900; 
Daun 
die Bezirke Mehren, 
Nr. 8 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 23. Februar 1900; 
Schalkenmehren, 
Nr. 4 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 26. Januar 1900, 
Hermeskeil 
der Bezirk Kell, 
Nr. 5 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 2. Februar 1900; 
Neumagen . 
der Bezirk Clüſſerath 
Nr. 15 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 13. April 1900; 
Rhaunen 
der Bezirk Wederath, 
Nr. 26 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 29. Juni 1900; 
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Trier 


die Bezirke 
Fell 
Nr. 37 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 14. September 
1900, 
Kenn, 
Nr. 24 desſelben Amtsblatts ausgegeben am 15. Juni 1900 
Schleidweiler Rodt (Schleidweiler), 
Nr. 18 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 4. Mai 1900, 


Wadern 


der Bezirk Lockweiler, 
Nr. 17 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 27. April 1900; 


Wittlich 


die Bezirke 

Cröv, 

Ne, 38/39 desſel (ben Amtsblatts, ausgegeben am 21. und 

28. September 1900, 
Eiſenſchmitt, Uerzig, 

Nr. 11 desſelben Amtsblatt, ausgegeben am ne: März 1900, 
Haardt, Kinheim, Meerfeld, 

Nr. 20 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 18. Mai 1900, 
Platten 

Nr. 30 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 27. Juli 1900, 
Pohlbach 

Nr. 24 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 15. Juni 1900, 
Reil, 

Nr. 18 desſelben Amtsblatts, ausgegeben am 4. Mai 1900. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


i 


bo 


der Allerhöchſte Erlaß vom 19. Oktober 1900, durch welchen dem Ober- 
Präſidenten der Provinz Weſtpreußen als Chef der Weichſelſtrombau⸗ 
verwaltung das Recht verliehen worden iſt, das zur Ausführung der 
Regulirung des Hochwaſſerprofils der Weichſel von Gemlitz bis Pietel 
erforderliche Grundeigenthum im Wege der Enteignung für den Staat 
zu erwerben oder, ſoweit dies ausreichend iſt, mit einer dauernden Bee 
ſchränkung zu belaſten, durch die Amtsblätter 
der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 49 S. 415, ausgegeben am 
8. Dezember 1900, 
der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 50 S. 491, ausgegeben 
am 13. Dezember 1900, 


der am 24. Oktober 1900 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 


des Glietzener Meliorationsverbandes vom 29. Mai 1895 durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin, 
Jahrgang 1901 Nr. 3 S. 17, ausgegeben am 18. Januar 1901 Gu 
vergl. die Bekanntmachung Nr. 9 Jahrgang 1900 S. 382), 


das am 26. November 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Wieſen⸗ 


genoſſenſchaft zu Wuſtrow durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Cöslin Nr. 52 S. 337, ausgegeben am 29. Dezember 1900, 


das am 26. November 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 


wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Baſelt im Kreiſe Prüm durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Trier, Jahrgang 1901 Nr. 1 S. 1, ausgegeben 
am 4. Januar 1901; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 28. November 1900, betreffend die Ver— 


leihung des Enteignungsrechts an den Kreis Rendsburg zur Entziehung 
und zur dauernden Beſchränkung des zum Bau einer Kleinbahn von 
Rendsburg nach Hohenweſtedt mit Abzweigung nach dem Bahnhofe 
Rendsburg der Eiſenbahnſtrecke Neumünſter Flensburg in Anſpruch zu 
nehmenden Grundeigenthums, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
au Schleswig, Jahrgang 1901 Nr. 1 S. 1, ausgegeben am 5. Januar 
1901 


das am 3. Dezember 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 


wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Udelfangen im Landkreise Trier durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier, Jahrgang 1901 Nr. 2 S. 9, 
ausgegeben am 11. Januar 1901; 


10. 


das am 3. Dezember 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 


und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft zu Föhren im Landkreiſe Trier durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier, Jahrgang 1901 Nr. 2 S. 13, 
ausgegeben am 11. Januar 1901; 


das am 3. Dezember 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 


und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft zu Düppenweiler im Kreiſe Merzig durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier, Jahrgang 1901 Nr. 2 
S. 16, ausgegeben am 11. Januar 1901; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 12. Dezember 1900, betreffend die Anwen⸗ 


dung der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten 
Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die im Kreiſe Mi⸗ 
litſch neu erbauten Chauſſeen: 1. vom Endpunkte der von der Militſch— 
Freyhaner Chauſſee bis zur Steffitzer Feldmarkgrenze führenden Chauſſee 
über Gugelwitz und Marquiſte bis zur Rawitſcher Kreisgrenze, 2. von 
der Freyhan⸗Guhrer Chauffee nach Strebitzko, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Breslau, Jahrgang 1901 Nr. 2. S. 6, aus⸗ 
gegeben am 12. Januar 1901, 

der Allerhöchſte Erlaß vom 31. Dezember 1900, betreffend die Anwen⸗ 
dung der dem Chauffeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten 
Beſtimmungen wegen der Chauffeepolizeivergehen auf die von dem Kreiſe 
Teltow in dauernde Unterhaltung übernommenen Kunſtſtraßen: 1. von 
Waltersdorf bis zum Anſchluß an die Königs- Wufterhaufen- Schmöd- 
witzer Kreischauſſee, 2. von der Villenkolonie Neu-Babelsberg bis zum 
Bahnhofe Drewitz, 3. von Großbeeren nach Ahrensdorf und 4. von 
Zehlendorf nach Schenkendorf, durch das Amtsblatt der Königl. Regie⸗ 
rung zu Potsdam und der Stadt Berlin, Jahrgang 1901 Nr. 3 S. 17, 
ausgegeben am 18. Januar 1901. 


Nedigirt im Vüreau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


